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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit seiner Botschaft vom 29. Mai 2019 beantragte der Bundesrat dem Parlament, die
jüngsten Änderungen des Römer Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs zu
ratifizieren. Die Versammlung der Vertragsstaaten des Römer Statuts hatte im
Dezember 2017 beschlossen, die Zuständigkeit des IStGH dahingehend zu erweitern,
dass er die Verwendung von biologischen Waffen, von Waffen, die durch Splitter
verletzen, die durch Röntgenstrahlen nicht entdeckt werden können, sowie von
blindmachenden Laserwaffen als Kriegsverbrechen ahnden kann. Gemäss der Botschaft
ist die Verwendung der genannten Waffentypen in der Schweiz bereits seit 2011
verboten. Mit der Ratifikation leiste die Schweiz ihren Beitrag zur Bekämpfung der
Straflosigkeit bei den schlimmsten Verbrechen und trage zur Umsetzung der
verfassungsmässigen Grundsätze der Schweizer Aussenpolitik – Friedenssicherung,
Stabilität und Wohlstand – bei, erläuterte Bundesrat Ignazio Cassis dem
Nationalratsplenum. Wie es ihm seine Rechtskommission einstimmig (bei 5
Enthaltungen) beantragt hatte, nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss über die
Genehmigung der Änderungen des Römer Statuts in der Herbstsession 2019 mit 106 zu
57 Stimmen bei 3 Enthaltungen diskussionslos an. Die Gegenstimmen und Enthaltungen
stammten allesamt aus der SVP-Fraktion, aus deren Reihen niemand zustimmte. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2019
KARIN FRICK

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Herbstsession 2019 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträgen 2018. Dieser umfasst sämtliche neu
beschlossenen oder geänderten völkerrechtlichen Verträge ohne
Ratifikationsvorbehalt, die dem Parlament also nicht zur Genehmigung vorgelegt
werden mussten. Obwohl das Parlament auch bei diesen Verträgen die Möglichkeit
besässe, mithilfe einer Motion Einfluss zu nehmen, war das im Jahr 2018 kein einziges
Mal der Fall. 2018 wurden insgesamt weniger Verträge abgeschlossen und abgeändert
als noch 2017, die Gesamtzahl blieb aber dennoch hoch (526 Abkommen, 273
Änderungen). Bundesrat Cassis interpretierte dies dahingehend, dass die Schweiz sich
weiterhin intensiv darum bemühe, bei ihrer Interessenvertretung über eine solide
Rechtsgrundlage zu verfügen. Mehrere Mitglieder des Nationalrats lobten die stetig
wachsende Qualität und verbesserte Lesbarkeit der Publikation. Die kurze Diskussion
sei ein Zeichen für das Vertrauen, welches die Parlamentsmitglieder dem Bundesrat
und der Verwaltung entgegenbrächten, meinte Claude Béglé (cvp, VD). 

Auch der Ständerat, der sich am 10. Dezember damit befasste, hatte dem nicht viel
hinzuzufügen. Mit lobenden Worten und viel Wohlwollen nahm auch die kleine Kammer
Kenntnis vom Bericht. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2019
AMANDO AMMANN

Der Ständerat nahm in der Wintersession 2020 Kenntnis vom Bericht zu den
abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträgen 2019. APK-SR-Sprecher Damian Müller
(fdp, LU) informierte den Rat darüber, dass der Bundesrat der Kommission bereits
einige Fragen zu den bilateralen und multilateralen Verträgen schriftlich beantwortet
habe, weshalb kein weiterer Diskussionsbedarf mehr bestehe. Bundesrat Cassis
berichtete, dass man das Format des Berichts in den vergangenen Jahren angepasst
habe, um diesen «besser lesbar» zu machen. So habe man dessen Umfang um 65
Prozent reduzieren können, wobei die wichtigsten Informationen weiterhin enthalten
seien. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2020
AMANDO AMMANN

1) AB NR, 2019, S. 1666 f.; BBl, 2019, S. 3909 ff.; BBl, 2019, S. 3923 ff.
2) AB NR, 2019, S. 1668 ff.; AB SR, 2019, S. 1123 f.; BBI, 2019, S. 3597 ff.
3) AB SR, 2020, S. 1203
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